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Mit dem iran-report stellt die Heinrich-Böll-Stiftung
der interessierten Öffentlichkeit eine Zusammenfassung ihrer kontinuierli-
chen Beobachtung relevanter Ereignisse in Iran zur Verfügung.
Nach der von der Heinrich-Böll-Stiftung im April 2000 veranstalteten
Berlin-Konferenz und verstärkt infolge der Anschläge am 11. September
stellen die Entwicklungen in Iran und der Region einen zentralen Arbeits-
schwerpunkt der Stiftung dar.
Der iran-report erscheint monatlich (Nr. 05/2002 Anfang Juli)
und wird einem breiteren InteressentInnenkreis aus Politik, Wissenschaft
und Medien zur Verfügung gestellt.
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I. Innenpolitik

Chatami droht mit Rücktritt

Am 7. Mai drohte der iranische Staats-
präsident Chatami vor einer Versamm-
lung von Lehrern mit seinem Rücktritt.
„Sollte die Regierung vom Weg der Re-
volution und Reformen abweichen, werde
ich keinen Augenblick länger im Amt
bleiben“, erklärte er. Die Regierung
habe bisher gegen alle Widerstände ih-
ren Weg fortgesetzt, obwohl die Men-
schen im Land, insbesondere jüngere
Generationen den Eindruck haben könn-
ten, dass ihre Forderungen nicht rea-
lisiert worden seien.  Die Regierung
sei bei der Realisierung ihrer Ziele
mit schweren Problemen konfrontiert,
Probleme, die entweder auf unter-
schiedlichen Auffassungen beruhten
oder durch Menschen erzeugt würden,
die hinter den Kulissen wirkten und
sich erlaubten, gegen den Willen des
Volkes zu agieren. „Unser Land befin-
det sich am Rande des Chaos und ich
möchte nicht mit meinen Klagen noch
mehr Unruhe stiften. Es gibt Kräfte,
die versuchen, eine unruhige Atmosphä-
re zu erzeugen, um im Trüben fischen
zu können“, so Chatami. Die nationale
Sicherheit werde nicht allein dadurch
gewährleistet, dass die Regierenden
sich in Sicherheit befänden. Voraus-
setzung für die nationale Sicherheit
sei die in der Verfassung verankerte
Freiheit aller Bürger, Schriftsteller,
Unternehmer, Lehrer usw. „Es kann
nicht sein, dass wir einerseits gegen
jede Äußerung, die uns nicht gefällt,
mit aller Härte reagieren und anderer-
seits es dulden, dass im Namen des Is-
lam und der Revolution nach Belieben
Menschen beleidigt und Aktivitäten sa-
botiert werden.“

Mit diesen Äußerungen reagierte Chata-
mi offensichtlich auf zunehmenden Un-
mut in der Bevölkerung nicht nur gegen
die Rechten, sondern in letzter Zeit
auch gegen ihn selbst. Nach Einschät-
zungen Teheraner Beobachter wird von
ihm erwartet, dass er sich nach nun
fünfjähriger Amtszeit nicht weiterhin
mit schönen philosophischen Reden be-
gnüge, sondern endlich konkrete
Schritte unternehme. Er müsse mehr Mut
aufbringen und den Konservativen und
Ultrarechten Widerstand leisten. Wenn
er immer wieder die Notwendigkeit der
Treue zu der Verfassung und der Ein-
haltung der Gesetze beschwöre, müsse

er gegen das Unrecht, gegen willkürli-
che Verhaftungen und Urteile, gegen
das Verbot von Zeitungen, gegen die
Blockadepolitik des Wächterrats, der
das Parlament lahm gelegt hat, prote-
stieren. Die Probleme der Wirtschaft,
die hohe Arbeitslosigkeit, der Mangel
an Zukunftsperspektive für Jugendli-
che, die Bedrohung von außen und die
zunehmende Isolierung Irans bedürften
einer härteren Gangart, mehr Mut und
einer klaren Strategie, über die auch
das Volk ausreichend informiert werden
müsse. Sonst könne man jede Hoffnung
auf eine Besserung der Lage begraben.

Zwei Tage nach Chatamis Rede erklärte
Regierungssprecher Ramezanzadeh, der
Staatspräsident werde in Kürze die
Kräfte benennen, die „hinter den Ku-
lissen agieren, die Reformpläne torpe-
dieren und Krisen erzeugen.“

Der Parlamentsabgeordnete Behzad Naba-
wi, einer der Wortführer der Reformbe-
wegung, warnte vor vorzeitigen Ent-
scheidungen. Die Rechte habe nicht nur
alle gesetzlichen Möglichkeiten, son-
dern auch unerlaubte Mittel einge-
setzt, um die Reformen zum Scheitern
zu bringen. Deshalb werde der Weg für
Chatami immer schwieriger. „Man kann
nicht erwarten, dass ein Staatspräsi-
dent täglich radikale Positionen be-
zieht. Ich denke, dass die Menschen
nicht an der Aufrichtigkeit Chatamis
zweifeln, sie sind sich aber nicht si-
cher, ob er das, was er versprochen
hat, in die Tat umsetzen kann. Genau
das wird jetzt immer stärker in Zwei-
fel gezogen. Doch der Grund für diese
Unsicherheit ist nicht bei Chatami zu
suchen, sondern bei den Gegnern der
Reformbewegung, die der Bevölkerung
den Eindruck vermitteln wollen, dass
der Staatspräsident Handlungs- und Re-
gierungsunfähig sei.“ Chatami sei ent-
schlossen, die Reformen auf legalem
Wege durchzuführen. Sollte er eines
Tages zu dem Schluss gelangen, dass
dieses Vorhaben nicht möglich sei,
werde er sich verabschieden, sagte Na-
bawi.

Der Journalist Alireza Alavitabar
meinte, das Problem liege nicht bei
der Exekutive, sondern in der Verfas-
sung. „Wir haben eine Doppelherr-
schaft, das muss man klar sagen. Ein
Teil des Staates wird vom Volk ge-
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wählt, der andere nicht. Genau das
macht den Staat handlungsunfähig.“

Der Parlamentsabgeordnete Hossein An-
sari Rad, Mitglied der Reformfraktion,
sagte bei einem Interview mit der stu-
dentischen Nachrichtenagentur „ISNA“,
es sei sowohl der Regierung als auch
dem Parlament nicht gelungen, die
Macht, die ihnen die Verfassung zuge-
steht, auszuüben. Chatami und seine
Regierung seien unfähig gewesen, die
Wirtschaft des Landes sachgerecht zu
organisieren, für die Zukunft zu pla-
nen und  Perspektiven für die Zukunft
zu zeigen.

Djafar Kambuzia, ebenfalls Mitglied
der Reformfraktion, meinte, die Refor-
men seien noch nicht in die Sackgasse
geraten, aber ganz nahe daran. „Wenn
wir nicht die notwendigen Umwandlungen
vollziehen, ist es durchaus möglich,
dass die stille und friedliche Reform-
bewegung aus der Kontrolle gerät und
in Anarchie mündet.“ Sollte der
Staatspräsident tatsächlich zurücktre-
ten, würden ihm die Angehörigen der
Reformfraktion im Parlament folgen,
erklärte Kambuzia.

Eine Woche nach seiner Rücktrittsdro-
hung erklärte Chatami, er sei missver-
standen worden. Er habe nicht vor, zu-
rück zu treten und werde die Verant-
wortung, die er übernommen habe, fort-
setzen.

Doch weder die Rücktrittsdrohung noch
deren Rücknahme können über die Forde-
rungen  hinwegtäuschen, die die Bevöl-
kerung an den Staatspräsidenten, an
die Regierung und an das Parlament
stellt und sie können auch nicht von
den wichtigen Problemen ablenken, die
nach nun fünfjähriger Regierungszeit
Chatamis immer noch ungelöst geblieben
sind. Chatami hat wichtige Erfolge er-
zielt. Er hat die Gesellschaft aufge-
rüttelt, die Widersprüche des Systems
sichtbar gemacht, er hat kulturell dem
Land eine neue Identität verliehen und
die im Volk herrschende Angst vor der
Schreckensherrschaft hinweg gewischt.
Die zurzeit im Iran herrschende Atmo-
sphäre ist mit der vor fünf Jahren
nicht zu vergleichen. Die tiefe Aus-
einandersetzung, die Iran in diesen
Jahren mit der eigenen Geschichte, mit
der Tradition und nicht zuletzt mit
dem Islam vollzogen hat, ist der Ära
Chatami zu verdanken. Somit hat Chata-
mi geistig-philosophisch einen großen

Beitrag zur Aufklärung, zur Entwick-
lung des Landes geleistet und damit
wichtige Grundsteine für die Demokra-
tisierung der Gesellschaft gelegt.
Aber die Menschen erwarten auch die
Lösung ihrer konkreten Alltagsproble-
me. Diese Probleme, die hohe Arbeits-
losigkeit, die Perspektivlosigkeit der
Jugendlichen, Korruption, Drogensucht,
die allgemeine Repression und nun auch
die Bedrohung von außen dulden keinen
Aufschub. Zwar herrscht in Iran dar-
über Einigkeit, dass man Chatami dafür
nicht die Schuld geben kann, dass es
die Rechte ist, die jede Aktivität sa-
botiert. Was man von Chatami erwartet
ist, dass er mehr Mut aufbringt und
mehr Widerstand riskiert. Wenn er es
nicht tut, wenn er weiterhin darauf
hofft, irgendwann die Rechte zur Ver-
nunft bringen zu können, werden die
Menschen, die ihre Hoffnungen an ihn
geknüpft haben, resignieren. Diese
Tendenz zeichnet sich bereits deutlich
ab. Die Folge könnte entweder Rebelli-
on und Chaos sein oder ein Rückfall in
die Ära Rafsandjanis. Es wird bereits
offen über eine „Dritte Kraft“ für die
Zeit nach Chatami diskutiert (s. wei-
ter unten). Eine solche Entwicklung
könnte für Iran verheerende Folgen ha-
ben.

Ende der Kooperation

Als die Konservativen im vergangenen
Monat überraschend Kooperationsbereit-
schaft signalisierten, warnten nicht
wenige Stimmen vor verfrühten Hoffnun-
gen. In der Tat währte die „Konsensfä-
higkeit“ der scheinbar moderateren
Rechten nicht länger als zwei Wochen.
Über die Gründe des offenbar vorge-
täuschten Gesinnungswandels lässt sich
lange spekulieren. Manche Beobachter
sind der Ansicht, die Drohungen aus
den USA und Israel hätten die Rechte
zu diesem taktischen Manöver bewogen,
andere sehen eher innenpolitische Be-
weggründe. Wie auch immer, die Milde,
die die Justiz unerwartet gegen die
Wortführer der religiös-nationalen
Strömung, die ein Jahr zuvor wegen um-
stürzlerischer Absichten verhaftet
worden waren, walten ließ – sie wurden
gegen Kaution freigelassen – die Dul-
dung einer offenen Diskussion über
mögliche Verhandlungen mit den USA,
obwohl der Revolutionsführer sich aus-
drücklich gegen jede Art von Kontakt
zu den Vereinigten Staaten ausgespro-
chen hatte, die Verschiebung anstehen-
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der Prozesse gegen einige Zeitungen,
die der Reformbewegung nahe stehen und
schließlich der ungewohnt moderate Ton
der rechten Presse, hatten den Ein-
druck entstehen lassen, als habe Cha-
tamis Strategie, die Rechte zu spalten
und einen Teil zu Konzessionen zu be-
wegen, zum Erfolg geführt.  Doch die
Ereignisse der letzten Wochen, über
die auf den nächsten Seiten berichtet
wird, bestätigen die Skeptiker.

Enttäuscht über diese Entwicklung sag-
te Präsident Chatami: „Konsens bedeu-
tet nicht, dass man anderen die eigene
Meinung aufzwingt. Konsens bedeutet
nicht die Unterdrückung der Bedürfnis-
se des Volkes. Nur wenn wir die Forde-
rungen der Menschen ernst nehmen und
es zulassen, dass diese Forderungen
frei geäußert werden, wird es uns ge-
lingen, eine Detonation der Gesell-
schaft zu verhindern.“ Chatami scheint
entgegen seiner bisherigen Meinung nun
auch zu der Einsicht gelangt zu sein,
dass man unter Umständen eine Verfas-
sungsreform vornehmen müsse, um aus
der gegenwärtigen Sackgasse heraus zu
kommen. Er sagte: „Die Verfassung ist
ein Werk der Menschen, sie kann zu
rechten Zeit und durch Herstellung
notwendiger Voraussetzungen geändert
werden.“

Die Ansicht, ohne eine Änderung der
Verfassung sei die Fortsetzung der Re-
formen nicht möglich, scheint sich in-
zwischen in der Reformbewegung weit
verbreitet zu haben. Der wichtigste
Punkt, auf den immer wieder verwiesen
wird, ist die Rolle des Wächterrats.
Dieser hat die Aufgabe, zu prüfen, ob
die vom Parlament verabschiedeten Ge-
setze mit der Verfassung und dem isla-
mischen Glauben übereinstimmen. Der
Rat hat das mehrheitlich aus Reformern
bestehende Parlament inzwischen durch
seine Blockadepolitik nahezu völlig
lahm gelegt. Gesetze, die Reformen in
bestimmten Bereichen wie Presse- und
Meinungsfreiheit, Frauenrecht oder
auch Außenpolitik erzielten, wurden
abgewiesen. Der Wächterrat, der von
den Konservativen beherrscht wird,
sieht sich dazu berufen, nicht nur Ge-
setze zu prüfen, sondern auch zu be-
stimmen, welche Kandidaten, die sich
um einen Sitz im Parlament oder Kommu-
nalräten bewerben, an der Wahl teil-
nehmen dürfen. Daher wurden bisher bei
sämtlichen Wahlen Bewerber, die nicht
dem islamischen Lager angehören, und
sogar radikale Reformer innerhalb die-

ses Lagers von vornherein ausgesiebt.
Die einzige Möglichkeit, diesem Zu-
stand ein Ende zu setzen, wäre eine
Volksbefragung. Eine solche Möglich-
keit ist in der Verfassung vorgesehen,
doch noch scheuen sich die Reformer
davor, davon Gebrauch zu machen. Aber
dieser Weg scheint über kurz oder lang
unvermeidbar. Um diesem Schritt entge-
gen zu wirken, versucht der Wächterrat
die eigene Position durch Einrichtung
eigener Büros in sämtlichen Teilen des
Landes auszubauen und zu verstärken.
Damit überschreitet der Rat weit die
Grenzen, die ihm die Verfassung setzt.
Denn die Vorbereitung und Durchführung
von Wahlen gehören zu den Aufgaben des
Innenministeriums. Auch dies ist zur-
zeit ein Streitpunkt zwischen dem
Wächterrat und der Regierung.

Die Einschränkung der Kompetenzen des
Wächterrats wäre allerdings nur ein
erster Schritt, um entsprechende Ge-
setze zur Durchführung von Reformen
verabschieden zu können. Konsequenter
wäre die Abschaffung des Systems des
„velajate faghieh“, das die Übermacht
des Revolutionsführers betrifft. Doch
von einem solchen Schritt, der die Sä-
kularisierung des Gottesstaates zu
Folge hätte, sind die Reformer inner-
halb des Systems noch weit entfernt.

In Anbetracht dieser Differenzen zwi-
schen den Reformern und Konservativen
scheint ein langfristiger, strategi-
scher Kompromiss zwischen den beiden
Lagern völlig illusionär. Wenn auch
eine äußere Bedrohung und die Furcht
vor einem Zusammenbruch des gesamten
Systems die Kontrahenten taktisch zu
gemeinsamen Schritten zwingen könnten,
mittel- oder langfristig wäre ein na-
tionaler Konsens nicht einmal im isla-
mischen Lager möglich.

Verbot weiterer Zeitungen

Das Verbot zweier der auflagenstärk-
sten Tageszeitungen am 4. Mai zer-
schlug alle Hoffnungen, die Rechte,
vor allem die Justiz sei endlich zum
Einlenken bereit. Die Zeitung „Bon-
jan“, die sich rasch zum Sprachrohr
der Reformbewegung entwickelt hatte,
war erst zwei Monate zuvor gegründet
worden. „Iran“ ist das Organ der
staatlichen Nachrichtenagentur, das
heißt im Grunde das offizielle Blatt
der Regierung. Daher war das Verbot
völlig überraschend, zumal es just am
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internationalen Tag der Pressefreiheit
und zum zweiten Jahrestag des Verbots
zahlreicher liberaler Zeitungen im
Iran ausgesprochen wurde. Offenbar
fühlte sich die Justiz durch die Äuße-
rungen des Revolutionsführers zu die-
sem unerwarteten Schritt ermuntert.
Wenige Tage vor dem Verbot hatte Revo-
lutionsführer Khamenei vor einer Ver-
sammlung von Kulturschaffenden aber-
mals die liberale Presse beschimpft
und sie des Landesverrats bezichtigt.

Mit dem Verbot dieser beiden Zeitungen
stieg die Zahl der innerhalb der letz-
ten zwei Jahre verbotenen Zeitungen
auf 84. Das Kultusministerium forderte
die Teheraner Justizbehörde auf, das
Verbot gegen die beiden Zeitungen
„Iran“ und „Bonjan“ aufzuheben. Auch
Parlamentsabgeordnete sowie der Ver-
band iranischer Journalisten prote-
stierten gegen das willkürliche Ver-
bot. In der Tat wurde das Verbot gegen
„Iran“ nach einem Tag aufgehoben. Das
Schicksal von „Bonjan ist nach wie vor
ungewiss.

Zwei Tage nach dem Verbot der beiden
Zeitungen wurde das Urteil gegen den
Herausgeber der Tageszeitung „Noruz“,
inoffizielles Organ der Moscharekat
Partei, die im Parlament mit die Mehr-
heit der Reformer stellt, verkündet.
Mohsen Mirdamadi, verantwortlicher
Herausgeber der Zeitung und zugleich
Vorsitzender des Ausschusses für Si-
cherheit und Außenpolitik im irani-
schen Parlament wurde zu sechs Monaten
Gefängnis und vier Jahren journalisti-
schem Berufsverbot verurteilt. Er wur-
de beschuldigt, Propaganda gegen den
Staat verbreitet, für die obszöne
westliche Zivilisation geworben, Ge-
rüchte in Umlauf gesetzt und die öf-
fentliche Meinung gegen Verantwortli-
che des Staates aufgehetzt zu haben.
Herausgeber Mirdamadi erklärte so-
gleich nach der Urteilsverkündung, er
werde gegen das Urteil keinen Wider-
spruch einlegen. Offenbar wollte er
feststellen, ob die Justiz das Urteil
zu vollstrecken wagt. Erstaunlich ist,
dass die Zeitung selbst nicht verboten
wurde und nach wie vor erscheinen
kann.

11 Jahre Gefängnis für Siamak Purzand

Der Journalist und Medienexperte Sia-
mak Purzand wurde in zweiter Instanz
zu 11 Jahren Gefängnis verurteilt. Er
wurde beschuldigt, Propaganda gegen
den Staat verbreitet, für das Ausland
spioniert und dadurch die nationale
Sicherheit bedroht, Aufruhr gestiftet,
Menschen zu unsittlichen Handlungen
bewogen, und bereits vor der islami-
schen Revolution mit dem Schahgeheim-
dienst „SAVAK“ zusammengearbeitet zu
haben. Nach Aussagen des Richters Sa-
beri sei Purzand auch noch wegen un-
sittlichen Verhaltens und Alkoholge-
nuss zu 99 Peitschenschlägen verur-
teilt worden, doch unter Berücksichti-
gung seines hohen Alters – Purzand ist
73 Jahre alt – habe das Gericht Milde
walten lassen und  ihn stattdessen zu
einer Geldstrafe in Höhe von einer
Million Rial verurteilt. Der Richter
erklärte, Purzands Akte bleibe weiter-
hin offen. Denn es sei noch nicht
klar, ob er nicht doch noch als „Moha-
reb“ (Krieger gegen Gott) eingestuft
werde. Bekanntlich werden die „Moha-
reb“ zum Tode verurteilt.

Die Härte, mit der die Justiz gegen
Purzand vorgeht, ist auf dem ersten
Blick unverständlich. Wie der in Lon-
don lebende iranische Journalist Hoss-
ein Bagherzadeh ausführte, stelle
Purzand für die Islamische Republik
keine Gefahr dar. Er habe nie eine
Waffe in die Hand genommen, sei an
keiner der so genannten Verschwörungen
beteiligt gewesen, habe keiner politi-
schen Organisation angehört und sei
auch als Journalist nie besonders auf-
gefallen. Bagherzadeh gelangt zu dem
Schluss, dass Purzand, wie vor ihm be-
reits viele Journalisten und Schrift-
steller, in der Auseinandersetzung
zwischen den Rechten und Reformern von
Konservativen „geopfert“ worden seien.

Jahresbericht der Organisation „Repor-
ter ohne Grenzen“

Der Anfang Mai erschienene Jahresbe-
richt der Organisation „Reporter ohne
Grenzen“ konstatiert für 2001 im Ver-
gleich zum Vorjahr eine Verdoppelung
der Zahl inhaftierter Journalisten.
Die Hoffnungen, die sich an Präsident
Chatami geknüpft hatten, hätten sich
inzwischen in Resignation verwandelt.
Mittlerweile seien die Repressionsmaß-
nahmen auch auf Internet und Parabo-
lantennen ausgeweitet worden. Im Mai
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vergangenen Jahres seien 400 Internet-
cafés geschlossen und im Oktober tau-
send Parabolantennen beschlagnahmt
worden.

Parlament verabschiedet Gesetz, das
jegliche Folter verbietet.

Das islamische Parlament verabschiede-
te am 8. Mai 2002 ein umfassendes Ge-
setz zum Verbot von Folter. Danach ist
es untersagt, Gefangene durch Folter
zu Geständnissen zu zwingen. Ebenso
sind Einzelhaft, Anlegen von Augenbin-
den, Durchführung von Verhören während
der Nacht, Schlafentzug, Beschimpfun-
gen und Beleidigungen, Entzug von Nah-
rung, Wasser und frischer Luft verbo-
ten. Alle Geständnisse, die unter den
genannten Umständen erfolgen, dürfen
von Gerichten nicht als Beweismaterial
gegen die Angeklagten verwendet wer-
den. Das Gesetz untersagt die Unter-
bringung Jugendlicher gemeinsam mit
gefährlichen Kriminellen in einer Zel-
le. Gefangene müssten freien Zugang zu
allen erlaubten Publikationen haben,
es müsse ihnen gestattet werden, ein-
mal in der Woche ihre Familienangehö-
rigen zu empfangen oder mit ihnen zu
telefonieren. Nur in Ausnahmefällen
sei für die Dauer von maximal zwei Wo-
chen Einzelhaft erlaubt.

Es ist fraglich, ob dieses Gesetz auch
die Zustimmung des Wächterrats finden
wird. Einige Abgeordnete sind skep-
tisch und befürchten, dass auch dieses
progressive Gesetz zumindest vorläufig
vom Wächterrat zurückgewiesen werden
wird.

Ungewöhnliche Äußerungen des Ju-
stizchefs

Der Chef der islamischen Justiz Shah-
rudi forderte die Abschaffung der Un-
tersuchungshaft. „Nach islamischem
Recht dürften Menschen, die unter
Mordverdacht stehen, höchstens sechs
Tage in Untersuchungshaft behalten
werden. Doch in unseren Gefängnissen
gibt es Menschen, die zwei bis drei
Jahre in der Untersuchungshaft blei-
ben“, sagte Shahrudi. Diese Praxis
müsse abgeschafft werden. Jährlich
würden 700 bis 800.000 Menschen in Un-
tersuchungshaft gesteckt. Die Haft
dauere zwischen drei Tagen und einigen
Jahren. „Somit zwingen wir jährlich
700 bis 800.000 Menschen in eine ver-

derbliche Atmosphäre, die erniedrigend
und beleidigend ist“, sagte Shahrudi.
„Wer ins Gefängnis kommt, verliert
seine Persönlichkeit, wird misstrau-
isch und von Komplexen, verdorbener
Moral und sexuellen Problemen heimge-
sucht. Wie lässt sich dies mit der is-
lamischen Moral vereinbaren? Im isla-
mischen Strafrecht ist Gefängnis als
Strafe nicht vorgesehen.“

In Anbetracht der allgemein bekannten
Zustände in iranischen Gefängnissen,
der willkürlichen Urteile der Justiz-
behörden, der jahrelangen Diskussio-
nen, zahlreichen Proteste und Petitio-
nen, von denen Shahrudi nachgewiese-
nermaßen Kenntnis hatte, erscheinen
diese Äußerungen zumindest merkwürdig.
Teheraner Beobachter vermuten schlicht
ein taktisches Manöver im Rahmen der
vorübergehenden Kooperationsbereit-
schaft der Rechten.

Spekulationen über die Bildung einer
„Dritten Kraft“

In Iran stehen in den nächsten drei
Jahre wichtige Wahlen bevor: in einem
Jahr Kommunalwahlen, in zwei Jahren
Parlamentswahlen und in drei Jahren
die Wahl des Staatspräsidenten. Refor-
mer und Konservative schätzen diese
drei Wahlen als außerordentlich bedeu-
tend für die Zukunft des Landes ein.
Die Vorbereitungen für diese Wahlen
haben längst begonnen. In beiden La-
gern sind Bestrebungen zu verzeichnen,
die bisherige Kräftekonstellation –
hier die Reformer, dort die Konserva-
tiven – zu durchbrechen und die Karten
neu zu mischen. Die Meinung, das be-
stehende Bündnis innerhalb des Reform-
lagers werde sich bald auflösen, ist
weit verbreitet. Ebenso wird vermutet,
dass auch die Konservativen sich noch
vor den Kommunalwahlen spalten werden.
In beiden Lagern wird von einer „Drit-
ten Kraft“ gesprochen, die sich, falls
der Weg für die Durchsetzung der Re-
formen weiterhin versperrt bleibt,
bilden und die Macht übernehmen könn-
te. Die Spekulationen über eine „Drit-
te Kraft“ verdichteten sich, nachdem
die Rafsandjani nahestehende „Partei
der Sachverständigen für den Aufbau“
und der rechte Flügel der Reformfrak-
tion (die „Versammlung kämpferischer
Geistlichkeit“) an der Wahl des Zen-
tralrats der „Front Zweiter Chordad“,
des großen Bündnisses der Reformer
nicht teilnahmen. Auch die nicht näher
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präzisierte Warnung Präsident Chatamis
von einer „Dritten Kraft“, die im Fal-
le des Scheiterns der Reformen den
Sieg davon tragen würde, bestärkte
Vermutungen über neue politische Kon-
stellationen.

Grundsätzlich wird inzwischen laut
darüber nachgedacht, wie die seit ge-
raumer Zeit bestehende Pattsituation
überwunden werden kann. Alle Beobach-
ter gehen davon aus, dass ohne eine
grundlegende Veränderung der Situation
der Wächterrat bei den kommenden Par-
lamentswahlen praktisch alle Reformer
von der Wahl ausschliesst. Dann würde
Chatami in seinem letzten Amtsjahr von
einem mehrheitlich mit Rechten besetz-
ten Parlament vollständig blockiert.
Ein solches Szenario würde aber nicht
nur das Ende der Reformen bedeuten:
auch die Rechte könnte sich angesichts
der schlechten Stimmungslage in der
Bevölkerung und der Drohungen von au-
ßen nur mit Mühe halten. Daher ist es
nicht verwunderlich, wenn Amir Moheb-
bian, Mitglied der Chefredaktion der
konservativen Tageszeitung „Resalat“
und Vordenker der Rechten, seine Ge-
danken und Spekulationen über die Zu-
kunft öffentlich zur Debatte stellt.

Die zurzeit bestehenden Bündnisse sei-
en mehr oder weniger zufällig, ihnen
fehle eine gemeinsame politische und
strategische Basis, sagt Mohebbian in
einem Interview mit der studentischen
Nachrichtenagentur ISNA. Zudem habe
eine klare Auseinandersetzung zwischen
den Fronten noch nicht stattgefunden.
Selbst einzelne Organisationen und
Parteien verfügten über kein klares,
langfristiges Programm. Die Einteilung
der Gesellschaft in Reformer und Re-
formgegner sei irrelevant, solange Re-
formvorstellungen  nicht in ein poli-
tisches, wirtschaftliches und gesell-
schaftliches Programm mündeten. Daher
könnten Bündnisse, die zurzeit bestün-
den und die aufgrund von Erfahrungen,
Freundschaften aber auch Feindschaften
zustande gekommen seien, nicht von
langer Dauer sein. Mohebbian rechnet
damit, dass die „Front Zweiter Cho-
dad“, die die Reformbewegung repräsen-
tiert, in Kürze auseinander brechen
werde, zumal diese Front ohnehin keine
großen Erfolge vorzuweisen habe. Die
„Partei der Sachverständigen für den
Aufbau“ sowie die Organisation der
„Kämpfenden Geistlichkeit“ würden neue
Bündnisse eingehen, und zwar mit Tei-
len der moderateren Konservativen.

Noch interessanter werden die Spekula-
tionen Mohebbians, wenn er in dem ge-
nannten Interview die Möglichkeit in
Aussicht stellt, auch Vertreter der
„Freiheitsbewegung“ und „National-
Religiösen“ Strömung in das Bündnis
mit aufzunehmen. Die Offerten, die er
dem kürzlich aus den USA zurückgekehr-
ten Vorsitzenden der „Freiheitsbewe-
gung“ Ebrahim Yazdi macht, sind er-
staunlich. Hatten doch seine Zeitung
und die gesamte rechte Presse diese
Strömung, die seit Jahren am Rande der
Legalität lebt, aber im Volk ein hohe
Popularität genießt, auf das Schärfste
bekämpft und ihre Vertreter, gegen die
ein Prozess wegen umstürzlerischer Ak-
tivitäten geführt wurde, als Feinde
des Gottesstaates bezeichnet. Offen-
sichtlich meint Mohebbian, die Aufnah-
me dieser Gruppe in das Bündnis könnte
der „Dritten Kraft“ ein sympathische-
res Antlitz verleihen. Er sagte: „Das
eigentliche Ziel ist der nationale
Konsens. Yazdi befindet sich an einem
Scheidepunkt seines politischen Le-
bens. Man sollte nicht zu optimistisch
sein, aber auch nicht zu pessimi-
stisch. Wir müssen abwarten. Es sind
neue Spiele zu erwarten.“

Die Reaktion Yazdis auf diese, für Au-
ßenstehende überraschende Offerte war
recht versöhnlich. Er sagte: „Unsere
Verfassung ist perfekt und ihre unein-
geschränkte Akzeptanz ist die unab-
dingbare Voraussetzung eines nationa-
len Konsenses.“

Auch in den Reihen der Reformer begann
man vor einigen Wochen, unter Verweis
auf die Misserfolge der Regierung Cha-
tami, nach Alternativen zu suchen.

Djamileh Kadivar, Parlamentsabgeordne-
te aus der Hauptstadt meinte, Eile,
Ungeduld und Radikalität bei manchen
Reformern hätten zu Misserfolgen und
Chaos geführt. „Uns bleibt nicht mehr
viel Zeit, um auf die Forderungen der
Menschen positiv zu reagieren“, sagte
sie. „Sollte es den Regierenden nicht
gelingen, ihre Konflikte zu lösen und
einen nationalen Konsens herzustellen,
können wir nicht erwarten, dass die
Menschen sich so friedlich wie bisher
verhalten. Das Volk verlangt eine ra-
sche Lösung der Alltagsprobleme, wie
zum Beispiel die Reduzierung der Prei-
se, die Lösung des Wohnungsproblems,
der Arbeitslosigkeit, der Probleme der
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Ausbildung. Auf diesen Gebieten hat
die Regierung kaum Erfolge erzielt.“

Der Abgeordnete Khalili Ardakani er-
klärte: „Sollten die Reformer schei-
tern, wird sich eine dritte Kraft bil-
den.“ Kianush Rad, ein anderer Abge-
ordneter meinte: „Wenn eine Minderheit
der Mehrheit das Wort verbietet, wird
sich eine dritte Kraft bilden.“ Abdol-
rasul Vesal, Herausgeber der Tageszei-
tung „Iran“ schreibt: „Die dritte
Kraft werden jene Gegner Chatamis bil-
den, die einst seine Erfolge nicht
dulden wollten und heute ihre Taktik
geändert haben. Sie wollen sich als
wahre Verteidiger der Rechte des Vol-
kes aufspielen und damit die Macht be-
anspruchen.“ Noch interessanter sind
die Äußerungen von Mohammad Hashemi.
Er ist Parlamentsabgeordneter, Bruder
des Ex-Staatspräsidenten Haschemi
Rafsandjani und gehört zu der Partei
der „Sachverständigen für den Aufbau“.
Er sagte, Linke und Rechte hätten an
Boden verloren. Hier liege die Chance
für die „Sachverständigen für den Auf-
bau“. „Sie sind eine gemäßigte Kraft,
sie besitzen Sachverstand und die Fä-
higkeit zu großen Taten.“ Diese Gruppe
sei in der Lage, das Vakuum, das die
Exekutive hinterlassen habe, zu fül-
len.

Am klarsten beschreibt der bekannte
Journalist Shamsalvaezin den von der
„Partei der Sachverständigen für den
Aufbau“ ausgedachten Plan. Er stellt
fest, dass die bereits sichtbar gewor-
denen Risse in den Bündnissen neue po-
litische Konstellationen ankündigen.
„Es scheint, dass sich die „Partei der
Sachverständigen für den Aufbau“ auf
eine Spaltung von der „Front Zweiter
Chordad“ vorbereitet, sich die Schwä-
chen der Reformbewegung zunutze macht,
um sich neu zu rekrutieren und als ei-
ne frische Kraft die politische Bühne
zu betreten“. Auf der anderen Seite
seien die Moderaten unter den Konser-
vativen bemüht, die Traditionalisten,
ja sogar die National-Religiösen, na-
mentlich die „Freiheitsbewegung“ zu
mobilisieren bzw. zu legalisieren. Ei-
ne Annäherung zwischen diesen beiden,
neu formierten Kräften, könne durchaus
zu einem Bündnis zwischen gemäßigten
Konservativen und rechten Reformern
führen.

Je näher die Wahltermine rücken, desto
realistischer werden diese Spekulatio-
nen. Sollte es Chatami nicht gelingen,

in der ihm verbleibenden Zeit doch
noch spürbare Erfolge zu erzielen,
könnten die Spekulation durchaus zur
Gewissheit werden.
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II. Außenpolitik

Verhandlungen zwischen Iran und EU

Die zwischen Iran und der EU Mitte Mai
geführten Verhandlungen über einen um-
fassenden Handelsvertrag führten zu
keinem Ergebnis. Der Wunsch Irans,
ähnliche Abkommen wie die zwischen der
Türkei, Pakistan oder dem Golf-
Kooperationsrat und der EU zu erzie-
len, scheiterten vorerst am Widerstand
einiger EU-Mitgliedstaaten. Das Han-
delsvolumen zwischen Iran und den EU-
Staaten beträgt zurzeit rund 12 Milli-
arden Dollar. Ein Abkommen mit der EU
würde einerseits für den iranischen
Export spürbare Erleichterungen brin-
gen und auf der anderen Seite Investi-
tionen der EU-Mitgliedstaaten in Iran
wesentlich steigern. Ferner würde es
Iran den Weg zur Aufnahme in die Welt-
handelsorganisation ebnen. Manche eu-
ropäische Staaten machen die Unter-
zeichnung des Abkommens von bestimmten
politischen Bedingungen abhängig. Die
Verhandlungen sollen im Juni fortge-
setzt werden.

Außenpolitische Aktivitäten des irani-
schen Parlaments

Offenbar hat sich das iranische Parla-
ment dazu entschlossen, verstärkt ei-
gene, außenpolitische Aktivitäten zu
entwickeln. Im Mai reisten drei Dele-
gationen nach Großbritannien, Rumänien
und Deutschland. Während es bei den
Besuchen in Rumänien und Großbritanni-
en hauptsächlich um bilaterale Wirt-
schaftsbeziehungen ging, wurde in
Deutschland in erster Linie über kul-
turelle Beziehungen gesprochen.
Purnedjati, Leiter der iranischen De-
legation erklärte gegenüber der Pres-
se, das iranische Parlament sei be-
reit, das geplante Kulturabkommen mit
Deutschland zu verabschieden.

Irans Position im Nahost-Konflikt

Wie in zahlreichen Fällen, zwingen die
inneren Konflikte zwischen Konservati-
ven und Reformern Iran auch im Nahost-
Konflikt zur Passivität. Die Rechten
halten immer noch an ihrer ideologi-
schen Position fest und sind unter
keinen Umständen bereit, das Existenz-
recht Israels anzuerkennen. Sie fühlen
sich verpflichtet, den Kampf der Palä-
stinenser, den sie als Befreiungskampf
betrachten, zu unterstützen. Sie ste-

hen extremen Organisationen wie Hamas
und Hizbollah nahe und bezeichneten
Arafats Kompromissbereitschaft schon
immer als Verrat am palästinensischen
Volk. Doch auch die Reformer haben
diese radikale Position längst nicht
überwunden: sie haben alle bisher vor-
gelegten Friedenpläne abgelehnt. Al-
lerdings sind seit einem Jahr vermehrt
Stimmen zu vernehmen, die eine allmäh-
liche Akzeptanz der Realitäten vermu-
ten lassen. Unter den Verantwortlichen
hat sich Präsident Chatami am weite-
sten nach vorn gewagt. Bei einem New
York-Besuch im vergangenen Jahr er-
klärte er, Iran werde jede Entschei-
dung des palästinensischen Volkes ak-
zeptieren. Allerdings lässt sich diese
sehr allgemein gehaltene Aussage un-
terschiedlich interpretieren.  Sie
wird von den moderateren Reformern so
gedeutet, dass Iran im Falle eines
Friedensabkommens zwischen Israel und
Palästina, in dem die Existenz zweier
Staaten gegenseitig akzeptiert wird,
bereit wäre, entgegen der bisherigen
Position die Existenz Israel anzuer-
kennen. Andere interpretieren die Aus-
sage so, dass jedes Abkommen die Zu-
stimmung aller Palästinenser, also
nicht nur der Bewohner in den besetz-
ten Gebieten, sondern auch der Flücht-
linge und Vertriebenen erhalten müss-
te. Doch mit deren Zustimmung zu Kom-
promissen in möglichen Friedensver-
handlungen wäre kaum zu rechnen.

Dass Iran den saudischen Friedensplan
weder akzeptierte noch ablehnte und
Präsident Chatami die Ölstaaten zum
Boykott gegen Israel auforderte, zeigt
die Ambivalenz der iranischen Positi-
on. Irak ist der Aufforderung Chatamis
gefolgt. Daraufhin erklärte die irani-
sche Regierung, sie würde nur dann
mitziehen, wenn auch andere Ölländer
dazu bereit wären - wohl wissend, dass
dies nicht zu erwarten ist. Und wäh-
rend Revolutionsführer Khamenei der
palästinensischen Selbstmordattentäter
als „Symbol für Mut, Ehre und Würde
einer Nation“ huldigte, begab sich
Mitte April der iranische Außenmini-
ster Kharrazi in den Libanon, um die
Hizbullah zur Zurückhaltung zu bewe-
gen.

Die selbst unter Reformern zögerliche
Haltung hat Iran in die Rolle des Zu-
schauers gedrängt. Diese Selbstblocka-
de behindert auch die Außenpolitik in
Bezug auf Afghanistan, die Anrainer-
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staaten am Kaspischen Meer und die
USA.

Iran und das Kaspische Meer

Am 23. April fand ein zuvor dreimal
vertagtes Gipfeltreffen der fünf An-
rainerstaaten in der turkmenischen
Hauptstadt Aschchabad statt. Ziel des
Treffens war eine Neuregelung der Nut-
zung des Meeres. Die Neuregelung wurde
erforderlich, nach dem durch den Zer-
fall der Sowjetunion statt bis dahin
zwei Staaten (Iran und die Sowjetuni-
on) nun fünf Staaten (Aserbaidschan,
Kasachstan, Turkmenistan, Russland und
Iran) die Nutzung beanspruchten. Doch
Iran besteht nach wie vor auf die 1921
und 1940 mit der Sowjetunion abge-
schlossenen Verträge, die eine gemein-
same Nutzung des Meeres vorsehen. Die
anderen Staaten hingegen, vor allem
Aserbaidschan und Kasachstan fordern,
dass das Gewässer den Status eines
Meeres erhält und damit in Territo-
rialzonen entsprechend der Länge der
jeweiligen Küstenlinie geteilt wird.
Würde diese Staaten ihre Forderung
durchsetzen, bekäme Iran einen Anteil
von 12 bis 13 Prozent. Die Positionen
liegen zu weit auseinander, so dass
beim ersten Gipfeltreffen erwartungs-
gemäß keine Einigung erzielt werden
konnte. Ein weiteres Treffen wurde für
nächstes Jahr geplant. Doch seit dem
sich die Vermutung bestätigt hat, dass
unter dem Gewässer reiche Ölquellen
liegen – Schätzungen sprechen von 90
bis 200 Milliarden Fass – drängen die
Anrainerstaaten, die sich von einer
Aufteilung große Vorteile versprechen,
auf eine rasche Entscheidung. Die mei-
sten Quellen befinden sich im nördli-
chen Teil des Meeres, vor allem vor
den Küsten Kasachstans und Aser-
baidschans.

Für Iran stehen in erster Linie nicht
die wirtschaftlichen, sondern die po-
litischen und militärstrategischen In-
teressen im Vordergrund. Denn die Öl-
und Gasquellen haben nicht nur auslän-
dische Konzerne, sondern auch militä-
rische Kräfte in die iranischen Nach-
barstaaten gelockt. Die Terroranschlä-
ge in New York und Washington und noch
mehr der militärische Angriff in Af-
ghanistan lieferten den USA einen
willkommenen Vorwand zur massiven mi-
litärischen Präsenz in der Region. In-
zwischen sind in Usbekistan und Kirgi-
sien mehrere Tausend amerikanische

Soldaten stationiert. Dasselbe gilt
für Tadschikistan. Am 28. März unter-
zeichneten die Vereinigten Staaten ein
Abkommen mit Aserbaidschan, wonach die
USA zum „Schutz ihrer (eigenen) wirt-
schaftlichen Interessen“ (!)dem Land
eine Militärhilfe in Höhe von 4,4 Mil-
lionen Dollar gewähren. Ferner wurde
Aserbaidschan aus der Liste jener Län-
der gestrichen, in die keine Militär-
güter exportiert werden dürfen.

Wie sich die Kooperation Russland mit
der NATO zum Nachteil Irans auswirkt,
zeigte sich beim Treffen von Bush und
Putin in Moskau. Es war nicht zu über-
sehen, wie stark der amerikanische
Präsident seinen russischen Kollegen
unter Druck setzte, die wirtschaftli-
che Kooperation mit Iran einzuschrän-
ken. Es besteht kein Zweifel daran,
dass Russland eher Iran die kalte
Schulter zeigt als einen Konflikt mit
den USA zu riskieren.

Iran fühlt sich durch die amerikani-
sche Militärpräsens in den Nachbar-
staaten bedroht. Von Tag zu Tag wird
deutlicher, dass die USA die Islami-
sche Republik als eine Gefahr für ihre
Interessen in der Region betrachten
und deshalb alles versuchen, Iran wie-
der unter ihre Kontrolle zu bringen.

Beziehungen zu den USA

Soll Iran sich um Verhandlungen mit
den USA und Beilegung der Konflikte
bemühen oder sich auf die bekannte Po-
sition zurückziehen, ideologische
Standhaftigkeit demonstrieren und die
seit der Gründung der Islamischen Re-
publik gepflegte Feindschaft weiterhin
aufrecht erhalten? Diese für das wei-
tere Schicksal des Gottesstaates wohl
bedeutende Frage beschäftigt nach wie
vor die Gemüter in Iran. Die Reformer
treten nahezu geschlossen für die Auf-
nahme von Verhandlungen ein, selbst
ein Teil der Konservativen spricht
sich dafür aus. Dass sie dabei be-
stimmte Bedingungen stellen, wie etwa
die Freigabe der seit der Geiselnahme
amerikanischer Botschaftsangehöriger
gesperrten Guthaben Irans, erscheint
nachvollziehbar: Sie müssen ihr Ge-
sicht wahren und Stärke vortäuschen.
Die Hardliner hingegen beharren, zu-
mindest verbal, nach wie vor auf ihrer
alten Position. Verhandlungen, so Re-
volutionsführer Khamenei, bedeuten
Schwäche und Verrat. Beide Positionen
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werden mit einer Reihe von Argumenten
belegt. Die Befürworter der Verhand-
lungen betrachten die Normalisierung
der Beziehungen zu den USA als Voraus-
setzung für die Überwindung der inter-
nationalen Isolation Irans. Das Argu-
ment leuchtet umso mehr ein, als alle
iranischen Initiativen zu intensiveren
Außenbeziehungen nicht zuletzt auf-
grund amerikanischer Einflussnahme auf
Hindernisse stoßen. Vor allem nach der
Machtübernahme Präsident Bushs und
insbesondere nach dem 11. September
ist die Blockade durch die USA deut-
lich spürbar. Das zeigt sich bei den
Verhandlungen Irans mit der EU ebenso
wie bei den Verhandlungen mit Russ-
land, den mittelasiatischen Staaten,
sogar mit China und Japan. Iran
braucht einen verstärkten Warenaus-
tausch und ist zunehmend auf Ausland-
sinvestitionen angewiesen. Das von den
USA seit der Geiselnahme verhängte
Wirtschaftsembargo hat dem Land großen
Schaden zugefügt. Zwar bezieht Iran
nach wie vor Waren aus den USA, aber
die Aufhebung des Embargos würde die
iranische Konjunktur deutlich beleben.

Das Argument der Konservativen beruht
auf dem Selbstverständnis des islami-
schen Staates, der sich nicht nur po-
litisch, sondern vor allem ideologisch
und kulturell als Alternative zu einem
westlich orientierten Satellitenstaat
der USA in der Dritten Welkt betrach-
tet. Dieses Selbstverständnis gehört
zu den wichtigsten Säulen des Gottes-
staates. Ohne diese klare Abgrenzung
gegen den Westen, insbesondere gegen
die USA würde der islamische Staat aus
Sicht der Konservativen weitgehend
seine Legitimation verlieren.

Bliebe es bei diesem Gegensatz zwi-
schen den beiden Fronten, wäre die
Sachlage klar und einfach zu beschrei-
ben. Der Streit wird jedoch höchst
kompliziert und undurchsichtig, wenn
man weiß, dass gerade die Rechten
trotz offiziell propagierter Feind-
schaft seit Gründung der Islamischen
Republik stets hinter den Kulissen die
Beziehung zu den USA aufrechterhalten
haben. Und auch nach der Zuspitzung
der Auseinandersetzungen über die Ver-
handlungen mit den USA, kursieren Ge-
rüchte über geheime Verhandlungen der
Rechten mit Vertretern aus den USA.

Mohsen Mirdamadi, Vorsitzender des
Ausschusses für Sicherheit und Außen-
politik behauptete, von solchen Ver-

handlungen zu wissen. „Soweit ich in-
formiert bin, hat es zwischen der ira-
nischen Regierung und der Regierung
der Vereinigten Staaten keine Verhand-
lungen gegeben“, sagte er. „Ich habe
jedoch gehört, dass andere aus eigener
Initiative verhandelt haben.“

Der Parlamentsabgeordnete Mohsen Armin
äußerte sich während einer Parlaments-
sitzung konkreter und erklärte: „Ich
weiß, dass Leute, die mit Herrn
Rafsandjani in Verbindung stehen, mit
den Amerikanern verhandelt haben.“

Rafsandjani dementierte die Behauptung
und forderte Armin auf, Beweise vorzu-
legen. Doch die Gerüchte ließen sich
nicht aufhalten. Es wurde behauptet,
die Verhandlungen hätten im April auf
Zypern stattgefunden, man nannte sogar
Namen der Teilnehmer, unter anderem
wurden Rafsandjanis Sohn und Sadegh
Kharrazi, Stellvertreter und Neffe des
Außenministers genannt, dessen überra-
schende Entlassung die Gerüchte zu be-
stätigen schien. Um den Streit zu be-
enden, schaltete sich Außenminister
Kharrazi ein. Er sagte in einem Fern-
sehinterview: „Zwischen Iran und den
USA habe es keine Geheimverhandlungen
gegeben. „Wir sind den Gerüchten nach-
gegangen und haben auch Herrn Rafsand-
jani gefragt. Seine Antwort war nega-
tiv. Wir sind der Meinung, dass die
Voraussetzungen für Verhandlungen
gänzlich fehlen. In einer Atmosphäre
der Beleidigungen, Erniedrigungen und
Drohungen sind Verhandlungen nicht
nützlich. Wir sind bereit, mit jedem
Land, das uns als gleichwertig akzep-
tiert, Gespräche zu führen, doch das
trifft auf Amerika nicht zu. Die Ame-
rikaner wollen stets anderen ihre Mei-
nung aufzwingen. Unter solchen Umstän-
den sind wir zu Verhandlungen nicht
bereit.“

Damit gaben sich die Abgeordneten der
Reformfraktion nicht zufrieden. Um die
Gemüter zu beruhigen, sah sich die Re-
gierung gezwungen, offiziell das In-
formationsministerium zu Nachforschun-
gen in dieser Angelegenheit zu beauf-
tragen. Wenige Tage später erklärte
das Ministerium, Nachforschungen hät-
ten ergeben, dass zwischen Iran und
den USA weder offiziell noch inoffizi-
ell Verhandlungen stattgefunden hät-
ten.
Unterdessen formulierten die USA wei-
tere Vorwürfe gegen Iran. Das US-
Außenministerium bezeichnete in seinem
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Jahresbericht vor dem amerikanischen
Kongress Iran als das Land, das am
meisten den Terrorismus fördere. Iran
unterstütze die radikalen palästinen-
sischen Gruppen. Unter den sieben
Staaten Syrien, Sudan, Libyen, Nordko-
rea, Irak, Kuba und Iran, die den Ter-
rorismus förderten, stehe Iran an er-
ster Stelle. Und der amerikanische
Verteidigungsminister Rumsfield er-
klärte, Iran sei dabei, Nuklearwaffen
zu produzieren und Massenvernichtungs-
waffen herzustellen. Wörtlich sagte
er: „Iran bereitet mir große Sorgen.
Das Land ist längst im Besitz von Mas-
senvernichtungswaffen und ist dabei,
diese weiter auszubauen.“

US-Senat beschließt Einreiseverbot für
iranische Staatsbürger

Am 19. April 02 stimmte der US-Senat
einer Regierungsvorlage zu, wonach
künftig  Staatsbürgern aus Syrien, Su-
dan, Irak, Nordkorea, Kuba, Libyen und
Iran grundsätzlich die Einreiseerlaub-
nis in die USA verweigert werden soll.
Über Ausnahmen von dieser Regel ent-
scheidet das Außenministerium. Studen-
ten aus diesen Ländern, die sich be-
reits in den Vereinigten Staaten auf-
halten, sollen unter Beobachtung ste-
hen.

Diese Attacken verstärkten im Iran die
Befürchtung, den Drohungen aus den USA
könnten Taten folgen, was die Reformer
dazu veranlasste, noch stärker als
bisher auf Verhandlungen mit den USA
und Beilegung der Konflikte zu drän-
gen. Doch wie schon so oft, versuchte
der Revolutionsführer durch ein Macht-
wort die Debatte zu beenden. Am 23.
Mai sagte Khamenei: „Das iranische
Volk ist stark genug, um sich auf ei-
genen Beinen zu bewegen und die Pro-
bleme zu bewältigen. Denn es besitzt
den islamischen Glauben und hat Ver-
trauen zu den Verantwortlichen. Ein
solches geschlossenes und einheitli-
ches Volk kann von keinem Feind be-
zwungen werden. Einige Leute, die in-
nerlich schwach sind oder sich vor den
Drohungen aus Amerika fürchten, raten
uns, zu kapitulieren. Während die USA
offen unsere islamische Staatsordnung
bedrohen und das iranische Volk belei-
digen, sprechen einige von Verhandlun-
gen. Diese Menschen sind entweder po-
litische Analphabeten oder ihnen fehlt
jede Würde.“

Drei Tage später zog die Teheraner Ju-
stizbehörde einen Schlussstrich unter
die Debatte und verbot kurzerhand jede
Diskussion über Verhandlungen mit den
USA. Ab sofort, so die Erklärung der
Justizbehörde, mache sich jeder straf-
bar, der sich positiv zu Verhandlungen
mit den USA äußere.
Ob damit das Problem gelöst ist, wird
sich zeigen.


